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n'est pas douteux que l'obligation que le jugement a 
imposre au recourant ne soit une obligation d'entretien 

'et, qui plus est, n'ait son fondement dans le droit de 
famille. Qu'elle soit une obligation d'entretien, cela 
resulte non seulement du jugement, mais des termes memes 
des conclusions eoncordantes des parties. C'est en vain que 
le reeourant objeete que l'entretien de l'art. 160 CC a 

, pris 00. Sans doute eet entretien a-t-il pris 00, mais un 
autre entretien le remplace qui a son fondement dans les 
art. 151 et 152 tels qu'ils ont ete compris et appliques 
par les parties et par le Tribunal. Rien ne permet d'admet­
tre que la pension litigieuse, expressement qualifire 
d'alimentaire, ait ete offerte et allouee a titre de compen­
sation pour la lesion d'interets materiels autres que ceux 
qui resultaient de la perte de l'entretien ou a titre d'indem­
nite pour tort moral. Et·il est elair egalement, contraire­
ment a ce que soutient le recourant, que cette obligation 
repose sur le droit de famille. Aussi bien, la Cour de eas­
sation, interpretant l'art. 217 du Code penal, dans sa 
version de 1942 (depuis lors la revision de 1951 a fait 
disparaitre toute hesitation a cet egard), a-t-elle juge que 
les prestations faites a une femme divorcee sont fondees 
sur le droit de famille, bien que les liens de la famille 
soient effectivement rompus (RO 69 IV 182 et 71 IV 38 ; 
cf. egalement, en ce qui eoncerne la jurisprudence de la 
Chambre civile, RO 77 II 25). L'argumentation du recou­
rant, fondre sur une comparaison avec les obligations de 
l'auteur d'un acte illieite, est done depourvue de toute 
pertinence. 

De meme ne peut-il pretendre serieusement que l'impöt 
ne serait pas du pour la raison qu'il alourdirait pour lui 
la charge de la pension qu'il a a payer a sa femme. 

C'est a tort enfin que le recourant invoque l'opinion 
de BLUMENSTEIN (System, p. 145 et 146). En parlant 
de charges de famille, cet auteur fait uniquement allusion 
aux doouctions prevues par l'art. 25 AIN. 
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10. Urteil vom 8. Mai 1953 i. S. Zesiger 
gegen Rekurskommission des Kantons Dern. 
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Wehrsteuer : Kapitalgewinne, die im Betriebe einer nicht-kauf­
männischen Kommanditgesellschaft erzielt werden, unterliegen 
der Wehrsteuer für Einkommen nicht. 

I mpQt pour la defense nationale : Les benefices en capital qui sont 
reaIises par une socieM en commandit.e n'exerQant pas d'act.iviM 
commerciale ne sont pas soumis a l'impöt pour la defense 
nationale sur le revenu. 

Imposta per la difesa nazionale: I profitti in capitale realizzat.i 
da una societa in accomandita, che non esercita un'attivita 
commerciale, non sono imponibili agli effetti dell'imposta per 
la difesa nazionale sul reddito. 

A. - Der Beschwerdeführer ist, zusammen mit Her­
mann Stucker jun., unl}eschränkt haftender Teilhaber der 
Kommanditgesellschaft Stucker, Zesiger & Co. in Bern. 
Kommanditäre mit Beteiligungen' von je Fr. 25,000.­
sind Frau Wwe. Zesiger und Hermann Stucker sen. 

Die Kommanditgesellschaft Stucker, Zesiger & Co. ist 
hervorgegangen aus der früheren Kommanditgesellschaft 
Stueker & Zesiger, die 1911 von den Vätern der gegenwär­
tigen Komplementäre, Hermann Stucker und Gottfried 
Zesiger (Sohn und Schwiegersohn des Kaufmanns Fritz 
Stucker), gegründet worden war und ein Handelsgeschäft in 
Kolonialwaren und Zigarren, ferner Kaffeerösterei und Fett­
fabrikation betrieben hatte. Die Kommanditgesellschaft 
hatte von jeher ausgedehnten Grundbesitz. Auf den 1. 
Januar 1947 wurden, bei Anlass einer Veränderung in der 
Zusammensetzung des Gesellschafterbestandes, Handelsge­
schäft, Kaffeerösterei und Fettfabrikation abgespalten und 
einer von den unbeschränkt haftenden Teilhabern der 
Kommanditgesellschaft gegründeten Kollektivgesellschaft 
Stucker & Zesiger übertragen. Der Kommanditgesellschaft 
verblieben die Liegenschaften. Die Geschäftsnatur der Kom­
manditgesellschaft wurde neu mit « An- und Verkauf sowie 
Verwaltung von Liegenschaften» angegeben (SHAB Nr. 3 
vom 6. Januar 1947, S. 22); sie ist am 22. Dezember 
1950 auf « Verwaltung von Liegenschaften» abgeändert 
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worden (SHAB Nr. 304 vom 28. Dezember 1950, S. 3338). 
Im Jahre 1948 verkaufte die Kommanditgesellschaft 

aus diesem Grundbesitz drei Häuser am Waisenhausplatz 
in Bern mit einem Gewinn, an dem jeder der beiden 
unbeschränkt haftenden Teilhaber der Kommanditge­
sellschaft beteiligt ist. 

B. - Bei der Veranlagung zur eidgenössischen Wehr­
steuer V ist das steuerbare Einkommen des Beschwerde­
führers unter Einbezug des erwähnten Gewinnes festge­
setzt worden. Die kantonale Rekurskommission hat ein 
Begehren, das Einkommen um den Liegenschaftsgewinn 
zu kürzen, abgewiesen. 

G. - Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde wird 
beantragt, den Entscheid der kantonalen Rekurskommis­
sion aufzuheben und das wehrsteuerpflichtige Einkommen 
des Beschwerdeführers für die V. Periode unter Ausschluss 
des erwähnten Gewinnes festzusetzen. 

Das Bundesgericht schützt die Beschwerde 

in Erwägung: 

1. - Nach Art. 21, Abs. 1, lit d WStB fallen in die 
Steuerberechnung für Einkommen die Kapitalgewinne, 
die im Betriebe eines zur Führung kaufmännischer Bücher 
verpflichteten Unternehmens bei der Veräusserung von 
Vermögensstücken erzielt werden, u. a. auch Liegen­
schaftsgewinne. Kapitalgewinne, bei denen diese Voraus­
setzung fehlt, unterliegen der Wehrsteuer für Einkommen 
nicht. 

Der Beschwerdeführer erklärt zwar, die Kommandit­
gesellschaft Stucker, Zesiger & Co. sei zur Führung 
kaufmännischer Bücher verpflichtet, und die kantonale 
Rekurskommission ist bei ihrem Entscheide davon aus­
gegangen, dass es so sei. Indessen erweist sich diese Auf­
fassung als irrtümlich. 

a) Art. 957 OR verhält zu kaufmännischer Buchführung 
denjenigen, der verpflichtet ist, seine Firma in das Handels­
register eintragen zu lassen. Das Gesetz stellt also keine 
besondere Umschreibung der buchführungspflichtigen Sub-
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jekte auf; es begnügt sich mit dem Hinweis auf die 
Eintragspflicht. Buchführungs- und bilanzpflichtige Sub­
jekte sind daher identisch mit den eintragspflichtigen 
Subjekten, im Unterschied von den Subjekten, die sich 
eintragen lassen können, ohne dazu verpflichtet zu sein. 
(Eintragsbedürftigkeit und Eintragsfähigkeit, vgl. HIS, 
Komm. S. 114 f., Nr. 1-4 zu Art. 934, und S. 380, Nr. 55 
zu Art. 957). 

Da das Gesetz die Buchführungspflicht nach der Ein­
tragspflicht bestimmt, so sind die bloss eintragsfahigen, 
aber nicht eintragsbedürftigen Subjekte nicht buchfüh­
rungspflichtig, ebenso die lediglich freiwillig eingetragenen 
Subjekte. (HIS, Komm. S. 381, Nr. 58 zu Art. 957 ; vgl. 
HARTMANN, Komm. S. 15, Nr. 3 zu Art. 553 und S. 35, 
Nr. 1 zu Art. 558). Es kommt nicht darauf an, ob ein 
Subjekt eingetragen ist, sondern darauf, ob es dazu 
verpflichtet war (SIEGMUND, Komm. S. 534, Anm. 4 zU 
Art. 877; Schweiz. Blätter für handelsrechtliehe Ent­
scheidungen 13, S. 196). Bei nichteintragspflichtigen 
Subjekten zieht nach schweizerischem Recht die Eintra­
gung als solche die Buchführungspflicht nicht nach sich 
(WIELAND: Handelsrecht I S. 306, Text und Anm. 2). 

b) Nach Art. 934 OR ist eintragspflichtig, wer ein 
Handels- Fabrikations- oder ein nach kaufmännischer , 
Art geführtes Gewerbe betreibt, eintragsfähig, wer unter 
einer Firma ein Geschäft betreibt, das nicht eintrags­
pflichtig ist. Entsprechend unterscheidet das Gesetz die 
kaufmännische, der Eintragspflicht unterliegende Kom­
manditgesellschaft (Art. 594) und die eintragsfähige nicht­
kaufmännische Kommanditgesellschaft (Art. 595). Die 
Kommanditges~llschaft, welche kein nach kaufmännischer 
Art geführtes Gewerbe betreibt, entsteht erst mit dem 
Eintrag, ist also als Personenverbindung nicht eintrags­
bedürftig (HIS, Komm. S. 129 Nr. 71 zu Art. 934). Die 
Eintragung ist demnach freiwillig. Lässt sich die Gesell­
schaft eintragen, so untersteht sie den Vorschriften über 
die Kommanditgesellschaft, wenn nicht, ist sie einfache 

Gesellschaft. 
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c) Die Verwaltung gemeinsamen Vermögens durch die 
Gesellschafter gilt nicht als kaufmännisches Gewerbe 
selbst dann nicht, wenn das Vermögen beträchtlich is; 
~d die Geschäftsführung über den Rahmen einer gewöhn­
hchen laufenden Vermögensverwaltung hinausgeht, einen 
stark spekulativen Charakter trägt und der Betrieb einen 
bankähnlichen Charakter annimmt. Sie unterscheidet sich 
wesentlich von Gewerben dadurch, dass bei ihr kein 
eigentlicher Kundenverkehr vorhanden ist (BGE 55 I S. 
393 f., Erw. 1 ; vgl. KAUFMANN in « Von der Steuer in 
der Demokratie» S. 123 f.). Eine Kommanditgesellschaft, 
deren Zweck und geschäftliche Betätigung ausschliesslich 
in der Verwaltung gemeinsamen Vermögens der Gesell­
schafter besteht, betreibt kein die Eintragspflicht begrün­
dendes Gewerbe und unterliegt, nach dem Gesagten, der 
Buchführungspflicht gemäss Art. 957 OR nicht. 

2. - Die Kommanditgesellschaft Stucker, Zesiger & 
~o. ist zwar aus einer Gesellschaft hervorgegangen, die 
em nach kaufmännischer Art geführtes Gewerbe betrieb 
und die sich im Besitze eines erheblichen, aus gewerblichen 
Gewinnen entstandenen Vermögens befand. Anlässlich der 
im Jahre 1947 vorgenommenen Veränderungen ist aber 
der eigentliche Gewerbebetrieb ausgeschieden worden. Der 
Kom~an~tgesellschaft, in veränderter Zusammensetzung 
des Mitghederbestandes, wurde das für den Gewerbebe­
trieb nicht benötigte Vermögen belassen mit dem Zwecke es 
z~ :,e~alten. Es liegt nichts dafür vor, dass die seitherige 
TatI~keIt der .Kommanditgesellschaft über Verwaltung 
des Ihr zugewIesenen Vermögens hinausgegangen wäre. 
Die Vermietung zum Gesellschaftsvermögen gehörender 
Liegenschaften an die Handelsunternehmung der Kom­
plementäre fällt ebenso mit in die Verwaltung, wie der 
gelegentliche Verkauf einzelner Objekte. Auf jeden Fall 
gehen derartige Geschäfte nicht über den in BGE 55 I S. 
394 umschriebenen Rahmen einer als Vermögensverwal­
tung charakterisierten Betätigung hinaus. Allerdings lässt 
die im Handelsregister eingetragene Umschreibung der 
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Natur des Geschäftes nicht erkennen~ dass sich die Gesell­
schaft ausschliesslich mit der Verwaltung eigenen Ver­
mögens der Gesellschafter befasst und dass auch mit 
{( An- und Verkauf» von Liegenschaften nur die im 
Rahmen dieser Vermögensverwaltung etwa vorkommen­
den Käufe und Abtretungen umfasst werden sollten und 
nicht Liegenschaftshandel. Da die Gesellschaft aber seit 
ihrer Reorganisation sich nur mit der Verwaltung des 
eigenen Vermögens der Gesellschafter abgegeben und 
weder Liegenschaftshandel noch sonst Geschäfte betrieben 
hat, die auf ein Gewerbe schliessen lassen könnten recht­
fertigt es sich, auf die tatsächliche Gestaltung d~r Ver­
hältnisse abzustellen. 

Bestehen demnach die Geschäfte der Kommanditgesell­
schaft Stucker, Zesiger & Co., wie anzunehmen ist, aus­
schliesslich in der Verwaltung gemeinsamen Vermögens 
der Gesellschafter, so betreibt die Gesellschaft kein die 
Eintragspflicht begründendes Gewerbe. Die Eintragung 
der Gesellschaft im Handelsregister beruht nicht auf einer 
gesetzlichen Pflicht, sondern auf freier Entschliessung der 
Gesellschafter. Dann aber besteht, - entgegen der An­
nahme des Beschwerdeführers, - keine unmittelbar durch 
eine Vorschrift der Zivilrechtsgesetzgebung positiv ange­
ordnete Buchführungspflicht. Dies ist für die Anwendung 
von Art. 21, Abs. I, lit. d WStB entscheidend. Möglich ist, 
dass die Gesellschaft gleichwohl Bücher führen muss und 
dazu unter Umständen rechtlich verpflichtet ist. Es würde 
sich aber nicht um die in Art. 21, Abs. I, lit. d WStB 
bezeichnete Verpflichtung handeln. 

Daraus folgt, dass so, wie die Dinge liegen, die Gewinne, 
die die Kommanditgesellschaft Stucker, Zesiger & Co. 
beim Verkaufe der drei Liegenschaften am Waisenhaus­
platz in Bern erzielte, für die Wehrsteuer als Zuwachs 
nicht geschäftlichen Vermögens zu gelten haben und 
demnach nicht in die Steuerberechnung für Einkommen 
fallen. 


